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Schutz der Bevölkerung und der Weidetiere vor dem 
Wolf in Thüringen verbessern – Wolfsstatus auf EU- 
und Bundesebene anpassen – Wolfsmanagementplan 
für den Wolf in Thüringen evaluieren

I.	 Der Landtag stellt fest, dass
1.	 ein ernsthaftes Akzeptanzproblem bei den Bürgern, besonders 

in ländlichen Gebieten, besteht und ein weiterer Vertrauensver-
lust, insbesondere bei Nutztierhaltern, droht, wenn nicht umge-
hend alle notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um die Si-
cherheit der Menschen und den Fortbestand der Weidetierhaltung 
umfassend zu gewährleisten; dabei muss der Schutz von Mensch 
und Nutztieren oberste Priorität haben,

2.	 es bislang nicht gelungen ist, rechtssichere Regelungen auf Bun-
desebene zu schaffen, um von Wölfen verursachte Schäden in 
der Nutztierhaltung auf ein tragbares Maß zu begrenzen; diese 
Regelungslücke ist zu schließen.

II.	 Der Landtag bittet die Landesregierung,
1.	 sich gegenüber der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass 

nach der Umsetzung der Beschlüsse der Berner Artenschutz-
konvention auf EU-Ebene und der Anpassung des Schutzstatus 
des Wolfs in der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie)
die Abstufung des Schutzstatus des Wolfs auch in Deutschland 
umgesetzt wird;

2.	 dass nach Änderung der FFH-Richtlinie die gesetzlichen Rege-
lungen auf Bundesebene schnellstmöglich angepasst werden (un-
ter anderem Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes und des 
Bundesjagdgesetzes), damit die gesetzlichen Grundlagen auch 
auf Landesebene geändert werden können;

3.	 den Wolfsmanagementplan für den Wolf in Thüringen zu evalu-
ieren und der geänderten EU- und Bundesgesetzgebung anzu-
passen;

4.	 Möglichkeiten zu erarbeiten, nachdem der Wolf nach Absenkung 
des Schutzstatus ins Bundesjagdrecht aufgenommen wurde, 
durch die die Entnahme von Problemwölfen unkompliziert und 
bürokratiearm geregelt werden kann und vor allem gemeinsam 
mit den betroffenen Verbänden ein rechtssicherer und praktikab-
ler Handlungsleitfaden erarbeitet wird, der im Notfall die Entnah-
me solcher Problemwölfe regelt (akuter Wolfsangriff auf Nutztiere 
beziehungsweise Jagdhunde); deshalb ist es zwingend erforder-
lich, bei „Gefahr im Verzug“ den handelnden Personen wirksame 
Instrumente an die Hand zu geben und diese zu schützen;
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5.	 sich im Bundesrat für eine zeitnahe Rechtsänderung einzusetzen, 

um den Schutzstatus des Wolfs insoweit anzupassen, dass ein 
regional differenziertes Management der Art auf nationaler Ebe-
ne rechtsicher umgesetzt werden kann;

6.	 sich gegenüber der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass Vor-
aussetzungen für ein verantwortungsbewusstes Management des 
Wolfs auf nationaler Ebene geschaffen werden können; hierfür ist 
gemeinsam mit den Ländern ein Konzept für ein europarechtskon-
formes, regional differenziertes Bestandsmanagement zur Minde-
rung von Schäden in der Nutztierhaltung zu entwickeln, das den 
Anforderungen des Artikels 14 in Verbindung mit Artikel 11 der 
FFH-Richtlinie entspricht;

7.	 bei der Bundesregierung darauf hinzuwirken, dass mit den Nach-
barmitgliedsstaaten die Erreichung des guten Erhaltungszustands 
der Wolfspopulation in der zu bewertenden Region Europas fest-
gestellt wird.

Begründung:

Die Zahl der Wölfe in Europa hat sich innerhalb der vergangenen zehn 
Jahre fast verdoppelt und wird in Deutschland jährlich weiter bis zu 
30 Prozent ansteigen. Im Monitoringjahr 2023/2024 gab es in Deutsch-
land 209 Wolfsrudel, 46 Wolfspaare sowie 19 sesshafte Einzelwölfe, da-
bei wurden gesichert 1.601 Wolfsindividuen identifiziert. Angesichts ei-
ner gewissen Dunkelziffer kann von deutlich mehr als 2.000 Wölfen in 
Deutschland ausgegangen werden. In der Folge nahm auch die Zahl der 
Nutztierrisse in den vergangenen Jahren zu. Stark davon betroffen sind 
Weide- und Nutztierhalter, deren Tiere sich häufig nicht oder mit hohem 
beziehungsweise unverhältnismäßigem Aufwand (zum Beispiel zertifi-
zierte Herdenschutzhunde, Zäune von 2,20 Metern Höhe und 0,30 Me-
tern Tiefe) vor Wolfsübergriffen schützen lassen.

Jüngste Vorfälle im Ilm-Kreis, zum Beispiel in Gräfinau-Angstedt, Frie-
dersdorf, Dörnfeld, Herschdorf, Oberweißbach und Stützerbach, zei-
gen eine deutliche Verstärkung der Aktivitäten von Wölfen zusätzlich zu 
den bereits bekannten Revieren um Ohrdruf, in der Rhön oder am So-
phienhof im Südharz und führen nicht nur zu massiver Verunsicherung 
der Weidetierhalter, sondern auch der gesamten ländlichen Bevölke-
rung. Dort wächst die Sorge vor dem Wolf, insbesondere wenn einzel-
ne Tiere oder Rudel ihre Scheu vor dem Menschen und menschlichen 
Siedlungen verlieren. Auch die Wildbestände wie die der Mufflons sind 
einem zusätzlichen Druck ausgesetzt, der entgegen ursprünglicher An-
nahmen und Prognosen gerade nicht zu einer Abnahme von Wildschä-
den in Wald und Feld geführt hat.

Der Wolf war bisher als besonders geschütztes Tier eingestuft. Nun wur-
de der Weg frei gemacht, die FFH-Richtlinie 92/43/EWG des Rates in 
Bezug auf den Schutzstatus des Wolfs (Canis lupus) zu ändern und den 
Schutzstatus des Wolfs auf EU-Ebene an die Realitäten vor Ort anzupas-
sen. Der gute Erhaltungszustand der Wolfspopulation in Deutschland ist 
längst erreicht und der Umgang mit dem Wolf nicht mehr sachgerecht. 
Die FFH-Richtlinie wurde den Tatsachen zunehmend nicht mehr gerecht. 
Die Präsidentin der Europäischen Kommission erklärte dazu: „In einigen 
europäischen Regionen sind Wolfsrudel insbesondere für Nutztiere zu 
einer echten Gefahr geworden. Heute schlagen wir eine Änderung des 
EU-Rechts vor, die den lokalen Behörden helfen wird, die Wolfspopula-
tionen aktiv zu verwalten und gleichzeitig sowohl die biologische Vielfalt 
als auch unsere Lebensgrundlagen im ländlichen Raum zu schützen.“
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Nachdem der Ständige Ausschuss der Berner Konvention Anfang De-
zember 2024 dem Vorschlag der Europäischen Kommission zugestimmt 
hat, den Schutzstatus des Wolfs von „streng geschützt“ auf „geschützt“ 
zu ändern, ist dies im März 2025 in Kraft getreten. Die Europäische Kom-
mission hat nunmehr einen Verfahrensvorschlag zur Herabstufung des 
Wolfs im europäischen Recht vorgelegt, aufgrund dessen mögliche natio-
nale Rechtsanpassungen vorbereitet werden können. Der Vorschlag der 
Kommission zur gezielten Änderung der Anhänge IV und V der Habitat-
Richtlinie in Bezug auf den Schutzstatus des Wolfs muss nun vom Eu-
ropäischen Parlament und vom Rat angenommen werden. Die Verände-
rung der FFH-Richtlinie hinterlässt die Art aber nicht schutzlos. Vielmehr 
wird europarechtskonformes, regional differenziertes Bestandsmanage-
ment fachlich sehr anspruchsvoll sein und wissenschaftlich abgesicher-
te Entscheidungsgrundlagen verlangen.

Für die Fraktion  
der CDU:

Für die Fraktion 
des BSW:

Für die Fraktion  
der SPD:

Jary Dr. Wogawa Merz
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